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§ 4 HmbArchtG - Eintragungsvoraussetzungen

(1) In die Architektenliste und in die Stadtplanerliste ist auf Antrag einzutragen, wer einen Wohnsitz, eine
Niederlassung oder einen Dienst- oder Beschaftigungsort in der Freien und Hansestadt Hamburg hat und

1. bei Eintragung
a) indie Architektenliste ein den Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur oder
Landschaftsarchitektur entsprechendes Studium mit einer mindestens vierjahrigen
Regelstudienzeit an einer deutschen Hochschule erfolgreich abgeschlossen hat oder

b) in die Stadtplanerliste ein Studium der Stadtplanung, ein Studium der Raumplanung mit
Schwerpunkt in der Stadtplanung, ein Studium der Architektur, des Bauingenieurwesens,
des Vermessungswesens oder der Landespflege jeweils mit einem Aufbau- oder
Vertiefungsstudium der Stadtplanung oder eine gleichwertige Ausbildung mit einer
mindestens vierjahrigen Regelstudienzeit an einer deutschen Hochschule erfolgreich
abgeschlossen hat und

2. nach Abschluss der Ausbildung eine praktische Tatigkeit von mindestens zwei Jahren in dem in § 1
genannten Aufgabenbereich der entsprechenden Fachrichtung ausgeubt hat, wobei diese in der
Fachrichtung Architektur unter Aufsicht zu erfolgen hat.

Der erfolgreiche Abschluss der Ausbildung ist durch Vorlage des Abschlusszeugnisses, die praktische
Tétigkeit ist durch Vorlage fachlich geeigneter eigener Arbeiten und durch Unterlagen, die die Dauer der
Tétigkeit und die dabei erworbenen berufspraktischen Erfahrungen erkennen lassen, nachzuweisen. Auf die
notwendigen berufspraktischen Erfahrungen im Aufgabenbereich der technischen und wirtschaftlichen
Planung sowie des Baurechts sind berufsférdernde Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen der
Hamburgischen Architektenkammer oder einer anderen Architektenkammer eines Landes der Bundesrepublik
Deutschland anzurechnen. Die Voraussetzung nach Satz 1 Nummer 2 gilt auch als erfillt, wenn die
Antragstellerin oder der Antragsteller die Befahigung zum héheren technischen Verwaltungsdienst mit
fachrichtungsspezifischer Ausrichtung besitzt.

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erflllt in Bezug auf die Studienanforderungen in der Fachrichtung
Architektur auch, wer einen gleichwertigen Studienabschluss an einer auslandischen Hochschule oder an
einer sonstigen ausléandischen Einrichtung nachweisen kann. Bei Staatsangehdrigen eines Mitgliedstaates
der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den Européischen
Wirtschaftsraum gelten als mit den Anforderungen des Absatzes 1 Satz 1 gleichwertig die nach den

Artikeln 21 , 46 und 47 der Richtlinie 2005/36/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom

7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. EU 2005 Nr. L 255 S. 22, 2008
Nr. L 93 S. 28), zuletzt gedndert am 20. November 2013 (ABI. EU Nr. L 354 S. 132), in Verbindung mit deren
Anhang V Nummer 5.7.1 bekannt gemachten oder als gentigend anerkannten Berufsqualifikationsnachweise
sowie die Nachweise nach den Artikeln 23 und 49 der Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren
Anhang VI Satz 2 gilt entsprechend fir Drittstaatsangehérige, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung der
Ausbildungsnachweise nach dem Recht der Europédischen Gemeinschaft eine Gleichstellung ergibt.
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(3) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erflllt in Bezug auf Studienanforderungen und praktische Tatigkeit in
der Fachrichtung Architektur auch, wer als Staatsangehdriger eines Mitgliedstaates der Europaischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens iber den Europaischen Wirtschaftsraum aus
besonderen und auBergewdhnlichen Griinden im Sinne des Artikels 10 Buchstaben b, ¢, d und g der
Richtlinie 2005/36/EG die Voraussetzungen fir eine Anerkennung seiner Ausbildungsnachweise auf der
Grundlage der Koordinierung der Mindestanforderungen an die Ausbildung im Sinne der Richtlinie
2005/36/EG nicht erfiillt, wenn im Ubrigen die Voraussetzungen des Artikels 13 der Richtlinie 2005/36/EG
vorliegen; dabei sind Ausbildungsgéange im Sinne des Artikels 12 der Richtlinie 2005/36/EG gleichgestellt.
Satz 1 gilt entsprechend fiir Drittstaatsangehdrige, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung der
Ausbildungsnachweise nach dem Recht der Europaischen Gemeinschaft eine Gleichstellung ergibt. Satz 1
gilt auch entsprechend fiir Personen, die zur Fihrung der Berufsbezeichnung Architektin oder Architekt auf
Grund eines Gesetzes erméchtigt worden sind, das der zustandigen Behérde eines Mitgliedstaates der
Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens ber den Europaischen
Wirtschaftsraum die Befugnis zuerkennt, diesen Titel Staatsangehdrigen der Mitgliedstaaten oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den Europaischen Wirtschaftsraum zu verleihen, die sich
durch die Qualitét ihrer Leistungen auf dem Gebiet der Architektur besonders ausgezeichnet haben.

(4) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfllt in Bezug auf Studienanforderungen in den Fachrichtungen
Innenarchitektur und Landschaftsarchitektur sowie Stadtplanung auch, wer einen gleichwertigen
Studienabschluss an einer auslandischen Hochschule oder an einer sonstigen ausléandischen Einrichtung
nachweisen kann. Die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfillt in Bezug auf Studienanforderungen und
praktische Tétigkeit in den Fachrichtungen Innenarchitektur und Landschaftsarchitektur sowie Stadtplanung
auch, wer als Angehdériger eines Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaates
des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum Uber eine Berufsqualifikation verfugt, die in einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens (iber den
Europaischen Wirtschaftsraum zur Aufnahme und Ausiibung dieses Berufs berechtigt. Abweichend von

Satz 2 genigt es, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller den Beruf ein Jahr vollzeitlich oder wahrend
einer entsprechenden Zeitdauer in Teilzeit in den vorhergehenden zehn Jahren in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens (iber den
Europaischen Wirtschaftsraum , die diesen Beruf nicht reglementieren, ausgeibt hat und im Besitz eines oder
mehrerer Beféhigungs- oder Ausbildungsnachweise ist; die Jahresvorgabe gilt nur, falls die
Reglementierungen des Herkunftsmitgliedstaates nichts anderes bestimmen. Voraussetzung fiir die
Anerkennung nach den Satzen 2 und 3 ist zudem, dass die Ubrigen Anforderungen an die Befahigungs- oder
Ausbildungsnachweise nach Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erflllt sind; dabei sind
Ausbildungsnachweise im Sinne des Artikels 3 Absatz 3 und des Artikels 12 der Richtlinie 2005/36/EG
gleichgestellt. Die Satze 2 bis 4 gelten entsprechend flr Drittstaatsangehdérige, soweit sich hinsichtlich der
Anerkennung der Ausbildungsnachweise nach dem Recht der Européischen Gemeinschaft eine
Gleichstellung ergibt.

(5) Wenn sich die Berufsqualifikation der antragstellenden Person im Sinne von Artikel 14 Absatz 1 der
Richtlinie 2005/36/EG wesentlich von den Eintragungsvoraussetzungen nach Absatz 1 unterscheidet, kann
die antragstellende Person zu AusgleichsmaBnahmen in Form eines hdchstens dreijahrigen
Anpassungslehrgangs oder einer Eignungsprifung verpflichtet werden, um wesentliche Abweichungen in den
Ausbildungsinhalten nach Absatz 1 auszugleichen. Entspricht der Ausbildungsnachweis dem
Qualifikationsniveau des Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG , kann die Hamburgische
Architektenkammer der antragstellenden Person gemas Artikel 14 Absatz 3 Unterabsatz 5 der

Richtlinie 2005/36/EG sowohl einen Anpassungslehrgang als auch eine Eignungspriifung vorschreiben oder
die Eintragung gemasB Artikel 13 Absatz 4 der Richtlinie 2005/36/EG verweigern. In den Fallen von Artikel 11
Buchstabe b der Richtlinie 2005/36/EG erfolgt die Uberpriifung der Fahigkeiten der antragstellenden Person
durch Eignungsprifung. Im Ubrigen hat die antragstellende Person die Wahl zwischen der Teilnahme an
einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungsprifung.

(6) Unter Berlcksichtigung des Grundsatzes der VerhaltnismaBigkeit wird vor der Entscheidung Gber die
AusgleichsmaBnahme geprift, ob die von der antragstellenden Person durch Berufspraxis oder lebenslanges
Lernen erworbenen Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen, die hierfir von einer einschlagigen Stelle
formell als giltig anerkannt wurden, wesentliche Unterschiede zu den Ausbildungsinhalten nach Absatz 1
Satz 1 ausgleichen. Art und Umfang einer AusgleichsmaBnahme ist gegenlber der antragstellenden Person
hinreichend zu begriinden; insbesondere ist die antragstellende Person tber das Niveau der verlangten und
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der vorgelegten Berufsqualifikation nach Artikel 11 der Richtlinie 2005/36/EG sowie die wesentlichen
Unterschiede in den Ausbildungsinhalten, die nicht durch Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen nach
Satz 1 ausgeglichen werden kénnen, zu informieren. Sofern eine Eignungsprifung erforderlich wird, ist
sicherzustellen, dass diese spéatestens sechs Monate nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung tber die
Verpflichtung abgelegt werden kann.

(7) Antragstellerinnen und Antragsteller, die eine Bezeichnung nach § 2 fihren wollen und ihre Qualifikation in
einem anderen Mitgliedstaat der Européaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
tber den Europaischen Wirtschaftsraum erworben haben, haben mit ihnrem Antrag auf Eintragung Unterlagen
nach Artikel 50 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang VII Nummer 1 Buchstabe a, Buchstabe b Satz 1 und
gegebenenfalls Buchstabe f zweiter Gedankenstrich sowie auf Anforderung nach Anhang VIl Nummer 1
Buchstabe b Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG vorzulegen. Gibt die Antragstellerin oder der Antragsteller an,
hierzu nicht in der Lage zu sein, wendet sich die Hamburgische Architektenkammer zur Beschaffung der
erforderlichen Unterlagen an die Kontakistelle des Herkunftsstaates, die dort zustédndige Behérde, eine
andere einschlagige Stelle des Staates oder mehrere dieser Stellen und Behérden. Die Hamburgische
Architektenkammer bestatigt der Antragstellerin oder dem Antragsteller binnen eines Monats nach Eingang
des Antrags den Empfang der Unterlagen und teilt ihr bzw. ihm gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen.
Im Fall berechtigter Zweifel kann die Hamburgische Architektenkammer von den zusténdigen Behdrden eines
Mitgliedstaates der Europédischen Union oder eines diesem durch Abkommen gleichgestellten Staates eine
Bestéatigung der Authentizitat der ausgestellten Bescheinigungen und Ausbildungsnachweise verlangen. Bei
Ausbildungsnachweisen gemanB Artikel 50 Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG einschlieBlich solcher eines
einem Mitgliedstaat der Europaischen Union durch Abkommen gleichgestellten Staates kann die
Hamburgische Architektenkammer bei berechtigten Zweifeln von der zustandigen Stelle des
Ausstellungsstaates die Uberpriifung der Kriterien gemaB Artikel 50 Absatz 3 Buchstaben a bis ¢ der
Richtlinie 2005/36/EG verlangen. War die Antragstellerin oder der Antragsteller bereits in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem diesem durch Abkommen gleichgestellten Staat tatig, kann
die Hamburgische Architektenkammer im Fall berechtigter Zweifel von der im Herkunftsstaat zustandigen
Behdrde eine Bestéatigung der Tatsache verlangen, dass die Ausiibung dieses Berufes durch die
Antragstellerin oder den Antragsteller nicht auf Grund schwerwiegenden standeswidrigen Verhaltens oder
einer Verurteilung wegen strafbarer Handlungen untersagt worden ist. Im Fall der Priifung der
Voraussetzungen des § 6 sind die Vorschriften des Artikels 50 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang VI
Nummer 1 Buchstabe d der Richtlinie 2005/36/EG anzuwenden. Die auf Verlangen Ubermittelten Unterlagen
und Bescheinigungen durfen bei ihrer Vorlage nicht élter als drei Monate sein. Die Hamburgische
Architektenkammer unterrichtet die jeweils zustandigen Behérden des Herkunftsmitgliedstaates der
Europaischen Union oder eines diesem durch Abkommen gleichgestellten Staates tber das Vorliegen
disziplinarischer oder strafrechtlicher Sanktionen oder Gber sonstige schwerwiegende, genau bestimmte
Sachverhalte, die sich auf die Ausiibung der Tatigkeit als Architektin oder Architekt, Innenarchitektin oder
Innenarchitekt, Landschaftsarchitektin oder Landschaftsarchitekt oder Stadtplanerin bzw. Stadtplaner
auswirken kdnnten. Erhélt die Hamburgische Architektenkammer von diesen Behdrden solche Informationen
Uber eine Architektin oder einen Architekten, eine Innenarchitektin oder einen Innenarchitekten, eine
Landschaftsarchitektin oder einen Landschaftsarchitekten oder eine Stadtplanerin bzw. einen Stadtplaner, die
in eine Liste bei ihr eingetragen sind, prift sie die Richtigkeit der Sachverhalte und entscheidet Uber die Art
und den Umfang der durchzufiihrenden Prifungen. Die Hamburgische Architektenkammer informiert die
Ubermittelnden Behorden Gber die aus der Priifung gezogenen Konsequenzen. Der Informationsaustausch
erfolgt Uber das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI).

3 © 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 23.04.2024



	© 2024 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Länder, 23.04.2024

